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Bericht und Antrag der GRPK zum Voranschlag 2013 und zum Finanzplan 2014–2017 inkl. Leis-
tungsaufträge 

Die GRPK dankt dem Gemeinderat und den Mitarbeitenden der Verwaltung für die umfassende 

Berichterstellung, die Beantwortung der Fragen und die angenehme Zusammenarbeit. 

 

1. Ausgangslage 

Die GRPK hat an ihrer konstituierenden Sitzung vom 29. August 2012 ihre Subkos für die Legisla-

tur 2012–2016 gewählt. Wie bisher wurden die 15 ordentlichen Mitglieder in 5 Subkos mit je-

weils 3 Mitgliedern zugeteilt. 

Subko Produktgruppen (PG) / Leistungszentren (LZ) GR Mitglieder* 

1 PG 1 Einwohnerdienste, Aussenbeziehungen M. Keller 
PG 2 Steuern M. Keller 
LZ 1 Personal, Management M. Keller 
LZ 2 Rechnungswesen M. Keller 
LZ 5 IT M. Keller 

S. Bräutigam, CVP/glp, Präsi  
S. Brenneisen, SP 
J. Humbel, FDP 

2 PG 3 Gesundheit H. Ernst 
PG 4 Kultur, Freizeit/Sport D. Nyffenegger 
 

G. Löhr, SP, Präsi 
M. Ziegler, FDP 
B. Bürgin , SVP 

3 PG 5 Bildung Ph. Meerwein 
PG 7 Soziale Dienste B. Jost 
 

C. Anliker, SVP, Präsi 
S. Tribolet SP 
S. Kaiser, FDP 

4 PG 8 Verkehr, Strassen U.-P. Moos 
PG 9 Versorgung U.-P. Moos 

G. Metz, FDP, Präs i 
R. Bänziger Grüne/EVP 
E. Rietmann CVP/glp 

5 PG 6 Öffentliche Sicherheit D. Nyffenegger 
PG 10 Raumplanung, Umwelt M. Schmidli 
LZ 3 Gebäudeunterhalt M. Schmidli 
LZ 4 Werkhof U.-P. Moos 
 

A. Jagtap, Grüne/EVP, Präsi 
P.Kaiser, SP 
Blaser, SVP 

 

Mit der Beratung des Voranschlags 2013 des Gemeinderates vom 18. September 2012, der den 

Voranschlag mit den zehn Leistungsaufträgen sowie den Finanzplan 2014–2017 umfasst, hat die 

GRPK ihre Arbeit in der neuen Legislatur am 17. Oktober 2012 aufgenommen und an zwei weite-

ren Sitzungen am 14. November 2012 den Voranschlag 2013 zuhanden des Einwohnerrates ver-

abschiedet. 

Wie in den Vorjahren hat die GRPK in fünf Subkommissionen die Anträge zu den zehn Produkt-

gruppen und den fünf Leistungszentren geprüft. Neben der Besprechung von Fragen mit den 

zuständigen Gemeinderäten und den Mitarbeitenden der Verwaltung wurden Detailfragen zu 

den Berichten von jeder Subko schriftlich formuliert; die Beantwortung erfolgte im letztgenann-

ten Fall ebenfalls schriftlich. 

2.1.  Allgemeine Bemerkungen 

Der vom Gemeinderat vorgelegte Voranschlag findet bei der GRPK eine positive Aufnahme, legt 

doch der Gemeinderat ein ausgeglichenes Budget für das kommende Jahr vor. Trotz einigen Un-

sicherheiten (anhaltende Konjunktur, Finanzausgleich, Pflegefinanzierung, Pensionskasse etc.) 

 



Voranschlag 2013 

  2 von 7 

darf von den Annahmen des Gemeinderates ausgegangen werden. Die Informationen der Ge-

meinde sind ausführlich und umfassend. Die GRPK hat versucht, sich im Rahmen des Globalbud-

gets auf die budgetrelevanten Aussagen zu konzentrieren und in erster Linie die Leistung, die 

erbracht werden muss, zu beurteilen, resp. auf dieser Basis die Kosten zu beurteilen. 

Erfreulich ist, dass trotz grossen Investitionen ein durchschnittlicher Selbstfinanzierungsgrad von 

112.3% über 8 Jahre erreicht wird. Auch zeigt der Finanzplan bis ins Jahr 2017 eine hoffnungsvol-

le Entwicklung. Allerdings werden auch im kommenden Jahr nicht alle Investitionen direkt abge-

schrieben (Investitionen CHF 6,599 Mio., Abschreibungen CHF 2,989 Mio., entspricht 45.3%). 

Erstmals schlägt der Gemeinderat vor, bereits im Budget eine Rückstellung für die Pensionskasse  

zu bilden (siehe auch unter BLPK). Die GRPK unterstützt grundsätzlich diese Vorsichtsmassnah-

me, ist aber unterschiedlicher Meinung betreffend Zeitpunkt. Eine Gruppe möchte die Rückstel-

lung über CHF 3 Mio. tätigen und den Steuersatz bei 46% belassen, die andere Gruppe vertritt 

die Meinung, dass wir mit einer Rückstellung noch zu warten sollen, dafür aber den Steuersatz 

um 2% auf 44% senken. Mit einem Stimmenverhältnis von 9 Ja zu 6 Nein stimmt die GRPK den 

Überlegungen zu, den Steuersatz um 2% zu senken. 

Die Minderheit  ist der Meinung, dass: 

- die Auswirkungen von HRM2  sollten abgewartet werden, bevor die Steuern gesenkt 

werden 

- mit dem Wissen um die Deckungslücke der Pensionskasse, die im 2014 fällig werden 

kann, bereits im 2013 eine Rücklage gebildet werden soll 

- ein konstanter Steuersatz wünschenswert ist 
- die KAP-Massnahmen beschlossen wurden, um eine Steuererhöhung zu vermeiden 

 

2.2. Bemerkungen zu den Produktgruppen und Leistungszentren 

Basellandschaftliche Pensionskasse (BLPK) / S.6 von 35 
Die Ausfinanzierung der Deckungslücke bei der Basellandschaftlichen Pensionskasse (BLPK), die 

voraussichtlich per 1. Januar 2014 fällig wird, ist eine äusserst komplexe, finanzielle Unsicherheit, 

die nicht direkt den Voranschlag (Budget) 2013 betrifft, jedoch bereits ihren Schatten voraus-

wirft. 

Obwohl die Diskussion um die Zukunft der BLPK im Landrat, wie auch im Gemeinderat Binnin-

gen, ein laufendes Geschäft ist, erteilte uns der Gemeinderat ausführlich Auskunft über die IST-

Situation und über die Möglichkeiten, die es zu prüfen gibt. Wie auch bereits in der Tagespresse 

gemeldet, sind unter der Federführung von Binningen 17 Gemeinden im Unterbaselbiet dabei, 

Alternativen zu prüfen. Folgende Möglichkeiten werden zurzeit begutachtet: 

• Verbleib in der BLPK 

• Eine Versicherungslösung, d.h. sich bei einer Sammelstiftung einer Versicherungsge-
sellschaft anzuschliessen 

• Gründung einer Sammelstiftung mit anderen Organisationen 

 

Im Moment ist es noch zu früh über das weitere Vorgehen im Detail zu informieren, da alle Be-

teiligten sich in der Phase der Informations-Beschaffung befinden und noch keine definitiven 

Erkenntnisse vorliegen, in welche Richtung die beste Lösung entwickelt werden kann. Bei den in 

der Presse genannten ca. CHF 35 Mio. handelt sich um einen Wert, der aus einer Berechnung aus 

dem Jahreswechsel 11/12 stammt, der sich nach einer definitiven Entscheidung verändern kann. 
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Wichtig ist für das Budget 2013, dass wir über die Ausfinanzierung der Deckungslücke und die 

künftige Lösung noch keine konkreten Angaben machen können. 

HRM 2 | Neues Rechnungslegungsmodell ab 1.1.2012 / S. 6 von 35 
„HRM2“ ist im Zusammenhang mit den Gemeinderechnungen ein allgegenwärtiges Schlagwort. 

Wie vorgehend beschrieben hat auch HRM2 keinen direkten Einfluss auf das Budget 2013. 

Trotzdem hat sich die GRPK bereits mit diesem Thema befassen müssen. Einerseits hat der Kan-
ton eine erste Informationsveranstaltung durchgeführt, anderseits müssen wir im kommenden 

Jahr die eine oder andere Entscheidung treffen. An dieser Stelle sei nur der § 41 unserer Ge-

meindeordnung erwähnt, der unter HRM2 nicht mehr mit der neuen Rechnungslegung darge-

stellt werden kann. 

HRM2 ist ein Rechnungsmodell, das von Bund und Kanton vorgegeben ist und  gesamtschweize-

risch zur Anwendung kommen wird. Mit HRM2 ist dann auch eine direkte Vergleichbarkeit unter 

den Kommunen möglich. In Binningen greift HRM2 massiv in die bisherige Rechnungslegung ein, 

insbesondere müssen wir die Abschreibungs-Philosophie anpassen, da HRM2 die max. Abschrei-

bungssätze vorschreibt. 

Gemeinderat und Verwaltung sind dabei, sich mit dem neuen Rechnungslegungsmodell vertraut 

zu machen und die Situation zu analysieren, damit im kommenden Jahr die Umstellung vorberei-

tet werden kann. Einführungstermin ist der 1. Januar 2014. 

Gemeinderat und Verwaltung informieren die GRPK laufend über die Entwicklung und den Stand 

der Vorbereitungen. Der Gemeinderat plant, die GRPK in den nächsten Monaten vertieft mit der 

Materie vertraut zu machen. Vorgesehen ist, dass der gesamte Einwohnerrat weitere Informati-

onen im Verlauf des nächsten Jahres erhält. 

Das Budget 2014 wird auf der Basis HRM2 erstellt. 

PG 2  Steuern, Finanzen / S. 5 von 35 
Steuereinnahmen 
Die Steuereinnahmen der letzten Jahre (siehe Seite 7 von 35) bestätigen die Ausführungen des 

Gemeinderates. Die GRPK kann der Budgetierungsbasis des Gemeinderates folgen, dass die 

Steuereinnahmen für das Jahr 2013 auf der Basis der Rechnung 2011, mit einer durchschnittli-

chen Teuerung von 3% pro Jahr, im Voranschlag 2013 eingestellt  werden.  

Verkehrswert von Land und Gebäude / S.11 von 35 
Die GRPK wollte vom Gemeinderat wissen, wie hoch in % die vorgenommen Anpassungen der 

Verkehrswerte des Landes sind und welche Auswirkung diese allenfalls im Budget 2013 haben. 

Der Gemeinderat beobachtet die Entwicklung und wendet unterschiedliche Bewertungskriterien 

an (durchschnittlicher Quadratmeterpreis bei unbebautem Land, Vergleich mit ähnlichen Objek-

ten bei Liegenschaften). 

Die Bewertung wird jeweils im Rahmen von Budget und Jahresrechnung vorgenommen. Bei Bau-

rechstverträgen ist in der Regel eine Anpassung vertraglich geregelt (z.B. alle 10 Jahre). Bei den 

übrigen Bewertungen werden bei grösseren Abweichungen die Pauschalen entsprechend den 

Grundlagen angepasst. 
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LZ 4  Werkhof / S. 20 von 35 
Nach der Ablehnung des gemeinsamen Werkhofes mit Bottmingen müssen im Werkhof an der 

Parkstrasse Gebäudeunterhaltsarbeiten ausgeführt, aber auch gebäudetechnische Anpassungen 

vorgenommen werden, um auch in Zukunft einen rationellen Betrieb zu gewährleisten. Der Ge-

meinderat will im kommenden Jahr eine Bestandsaufnahme machen lassen, damit eine entspre-

chende Basis vorhanden ist. 

 

LZ 5  Informatik / S. 20 von 35 
Unter diesem Punkt werden die laufenden Erneuerungs- und Erweiterungskosten aufgeführt. 

Gemäss Auskunft muss die Leistung der EDV-Anlage erweitert werden, damit die Performance 

aufrechterhalten werden kann. Da es äussert schwierig ist, in einem Pauschalbudget die laufen-

den Unterhaltskosten, notwendigen Erneuerungen und Erweiterungskosten auseinander zu hal-

ten, fordert die GRPK den Gemeinderat auf, künftig diese Kosten in Unterhalt und Erneue-

rung/Erweiterung aufzuteilen. 

 

LZ 1 / 1.3.  Gemeinderat / S. 13 von 164 
Der höhere Sachaufwand von CHF +26 000 begründet der neue Gemeinderat mit vermehrten 

Kontakten zu den politisch Verantwortlichen in den Nachbargemeinden, dem Landrat und ande-

ren Partnern. Auch fallen einmalig höhere Kosten für die Erstellung des Legislaturprogramms an. 

 

LZ 2 / 2.1  Steuern / S. 22 von164  
Ein Ziel in diesem Leistungsauftrag ist, dass 95% der Steuerpflichtigen bis Ende März im darauf 

folgenden Jahr die definitive Veranlagung erhalten. Da dieses Ziel in den letzten 3 Jahren nicht 

erreicht wurde, wollte die GRPK die Gründe, aber auch die künftigen Massnahmen wissen. 

Die Gründe, dass das formulierte Ziel 2 in den letzten drei Jahren nicht erreicht wurde, sind in 

der Hauptsache auf die angespannte Personalsituation in der Abteilung Steuern zurück zu füh-

ren. Verschiedene Kündigungen, längere Abwesenheiten durch Krankheit und Pensionierungen 

haben zu Verzögerung in der Veranlagung von Steuerpflichtigen geführt. Der Gemeinderat versi-

chert, dass sich durch die Besetzung der vakanten Stellen die Situation im 2013 normalisieren 

wird und das Ziel 2 erreicht werden kann. 

 
 

PG 3  Gesundheit / S. 11 von 35 
Die vorgesehene Schaffung einer 50%-Stelle für eine Gesundheitsbeauftragte ist unbefristet ge-

plant und soll vor allem den Gemeinderat in Koordination der verschieden Angeboten über alle 

Altersgruppen hinweg unterstützen. Die eidgenössischen und kantonalen Vorschriften werden in 

diesem Bereich immer detaillierter und komplexer. Um all den Vorschriften zu genügen braucht 

der Gemeinderat eine Koordinatorin, die sich mit den Neuerungen befasst und gleichzeitig den 

Überblick über die entsprechenden Bereiche in der Gemeinde erarbeitet. 

 

PG 4  Kultur, Freizeit, Sport   
Der tiefere Ertrag (CHF -51 000) ist in der Hauptsache auf die rückläufigen Erträge bei der Ver-

mietung von Ferienlager-Häusern (Wiesli und Adelboden) CHF -10 000, Einnahmen im Hallenbad 

CHF -20 000. Ausserdem wurden EO-Entschädigungen in der Höhe von CHF 17 000 im Vorjahr 

verbucht. 

Es fehlt noch der Jugendhausbeitrag der Gemeinde Bottmingen von CHF 20 000. Dieser ging in 

der Budgetierung vergessen. 
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Der höhere Aufwand ist auf die Teuerung und den Erfahrungsanstieg der Mitarbeitenden zu-

rückzuführen. Der Saunabetrieb wird ab 1.1.2013 durch das Hallenbadpersonal geführt, dadurch 

fallen weitere CHF 40 000 Personalkosten an. Diese werden jedoch durch höhere Einnahmen 

teilweise aufgefangen. 

Der Betrieb der Sauna soll für eine befristete Zeit in Eigenregie betrieben werden und soll als 

Standortbestimmung für eine spätere definitive Lösung dienen. 

Die Vermietung der gemeindeeigenen Räume soll im 2013 über das Internet möglich sein. Dies 

entlastet die Mitarbeitenden, belastet aber die Aufwandseite in der Höhe von ca. CHF 30 000.  

 

PG 7  Soziale Dienste / S. 14 von 35 
Der höhere Ertrag von CHF +1,186 Mio. ist auf Umbuchungen zurückzuführen. Diese wurden bis 

jetzt am Jahresende ausgeführt, jedoch fälschlicherweise im Budget nicht berücksichtigt. 

 
Leistungsauftrag 3 / S. 30 von 164 
Der Ertrag der Tagesstätte wird neu der Spitex Binningen gutgeschrieben und hier nicht mehr 

voll berücksichtigt.  

 

3.2 Ambulante Gesundheits- und Betagten-Angebote S. 38 von 164 

Der Personalaufwand wird nur noch bis 31. März 2013 diesem Konto belastet. Durch die Integra-

tion der Tagesstätte bei der Spitex Binningen, wird die notwendige Büroinfrastruktur in der Höhe 

von ca. CHF 40 000 angeschafft. 

 
PG 5 Bildung / Musikschule / S. 72 von 164 
Im Rückblick ist festzustellen, dass eine Jahresmusikschullektion in Arlesheim knapp CHF 400 

günstiger ist als in Binningen. Dies ist in der Hauptsache auf die Lohnstruktur der Lehrkräfte zu-

rückzuführen. Im Moment findet eine Ablösung der älteren, langjährigen Lehrkräfte durch jünge-

re – demzufolge auch günstigere – Lehrkräfte statt. Der Gemeinderat rechnet, dass die Lektionen 

in den nächsten Jahren günstiger werden. 

Durchschnittliche Kosten einer Jahresmusikschullektion (entspricht 1 Jahr Unterricht): 

Binningen-Bottmingen CHF 5 990 / Allschwil CHF 6 112 / Leimental CHF 6 600 / Arlesheim 

CHF 5 609 / Muttenz CHF 6 000 / Reinach CHF 5 658 

PG 6 Öffentliche Sicherheit/Gemeindepolizei / S. 91 von 164 
Das neue Polizeigesetz hat auf Binningen praktisch keinen finanziellen Einfluss, da die darin um-

schriebenen, für einige Gemeinden teilweise wohl neuen Aufgaben, bereits seit Jahren von der 

Gemeindepolizei (GePo) Binningen wahrgenommen werden. 

Das Gesetz regelt einzig die Kompetenzen und Zuständigkeiten zwischen Kanton (Polizeibelange) 

und GePo (Ordnungsdienst) klarer. Die GePo Binningen wird auch im bisherigen Rahmen Ver-

kehrskontrollen auf Gemeindestrassen durchführen können und ist von der Änderung nur mar-

ginal betroffen. 

Binningen wird die bestehende, bewährte Organisation beibehalten. Die Zusammenarbeit und 

Kooperation mit Nachbargemeinden ist zurzeit Thema von Gesprächen auf Stufe Gemeinderat 

und Verwaltung. 

Die Anschaffung eines neuen Polizeifahrzeuges macht insofern Sinn, als unabhängig des weite-

ren Vorgehens das Fahrzeug gebraucht wird. 

 

 



Voranschlag 2013 

  6 von 7 

PG 7 Soziale Dienste / S. 105 von 164 
Im Rahmen der Revision zum Sozialhilfegesetzt werden die beruflichen Integrationsmassnahmen 

überarbeitet. Neu sollen Klientinnen und Klienten im Aspekt einer Gegenleistung in sogenannte 

Tagesstrukturprogramme zugewiesen werden. Diese sollen einen verpflichtenden Charakter 

haben, können also auch angeordnet werden. Im Jahr 2011 ging ein entsprechender Entwurf in 

ein Vernehmlassungsverfahren und soll spätesten 2013 von Landrat behandelt, resp. per 

1.1.2014 eingeführt werden. Die Änderungen sehen auch die Übernahme zusätzlicher Verant-

wortung der Gemeinden vor, indem sie solche Tagesstrukturprogramme anbieten müssen. Be-

reits jetzt werden dahingehend in einzelnen Gemeinden Pilotprojekte durchgeführt, dies basie-

rend auf den geltenden Gesetzesgrundlagen, welche eine Zwangszuweisung nicht explizit vor-

sieht. Sobald ein Beschluss des Landrats vorliegt, wird die Abteilung SDG im Hinsehen auf eine 

Synergienutzung mit den umliegenden Gemeinden Kontakt aufnehmen. 

 

 
 

LZ 8 Gemeindeverkehr / S. 126 von 134 
Der höhere Sachaufwand von CHF 94 000 ist zur Hauptsache auf die Kostenbeteiligung der Ge-

meinde an der neuen Lichtsignalanlage des Kantons an der Oberwilerstrasse, die zur Erhöhung 

der Schulwegsicherheit geplant ist, zurückzuführen. 
 

 

 

 

 

PG 10 Ortsplanung, Baugesuche / S. 161 vom 164 
Der Sachaufwand ist für die Projekte Spiesshöfli CHF 90 000 (Ausbau des BLT-Trasses auf Dop-

pelspur), Vorprojekt Zusammenlegung der Verwaltung CHF 40 000 (räumliche Zusammenlegung 

der Verwaltung und der Bauverwaltung) sowie verschiedene kleiner Planungsaufgaben 

CHF 20 000 vorgesehen. 

Diese Leistungen werden durch Drittfirmen ausgeführt. Aus diesem Grund fallen keine Personal-

kosten an. Verschiedene Leistungen werden neu im Bereich Hochbau ausgeführt. 
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3. Anträge der GRPK 
Die GRPK folgt den Anträgen des Gemeinderats in Punkt 1, sowie in den Punkten 5 bis 9 und 

nimmt vom Finanzplan 2014–2017 Kenntnis. 

2. Die GRPK stimmt den aufgelisteten Beträgen zu, jedoch unter der Berücksichtigung der Anpas-

sungen unter Punkt 11. 

3. Eine Mehrheit der der GRPK stellt den Antrag, den Gemeinde-Steuersatz um 2% von 46% auf 

44% zu reduzieren. 

4. Unter Berücksichtigung der Anpassung des Steuersatzes verändert sich die Position „Bildung 

Rückstellungen“ der Tabelle 4 auf Seite 22 von 35 um zwei Steuerprozente, was einem Betrag 

von ca. CHF 2,4 Mio. entspricht, somit lautet der Antrag: 

Die Bildung der Rückstellung beträgt neu 0.6 Mio. 

11. 

Abstimmungsanlage CHF -40 000   Konto 011.311.01 / KST 10200 

Fehlender Jugendhausbeitrag Bottmingen CHF +20 000  Konto 350.452.01 / KST 40200 

Personalaufwand Baugesuche CHF 48 694 Konto 020.301.06 / KST 100200,10200 (erfolgs-

neutral, nur Wechsel der KST) 

 

 
Für die Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommission 

Eduard Rietmann, 14. November 2012 

 

 


